
 
 

 

AMTLICHE BEKANNTMACHUNG 

DER GEMEINDE CORNBERG 

Auskunfts- und Übermittlungssperre nach dem Bundesmeldegesetz 
Die im Melderegister gespeicherten Personen haben gemäß § 50 Abs. 5 und § 36 
Bundesmeldegesetz das Recht, der Übermittlung ihrer Daten an bestimmte 
Zielgruppen zu widersprechen.  
Hierauf ist durch die Meldebehörde bei der Anmeldung sowie einmal jährlich durch 
ortsübliche Bekanntmachung hinzuweisen. 
Eine Übermittlungssperre im Melderegister bedeutet, dass bestimmte Daten einer 
Person nicht an Dritte weitergegeben werden dürfen, wie z.B. Parteien, 
Wählergruppen oder Adressbuchverlage.  
Man kann der Weitergabe der eigenen Daten widersprechen und so eine 
Übermittlungssperre einrichten lassen. Dies ist eine Möglichkeit, die Privatsphäre zu 
schützen und die Weitergabe persönlicher Daten zu kontrollieren. 
Wer kann eine Übermittlungssperre beantragen?  

• Jeder, der im Melderegister eingetragen ist, kann eine Übermittlungssperre 

beantragen.  

• Es ist keine Begründung erforderlich, um eine Übermittlungssperre 

einzurichten.  

Wie beantragt man eine Übermittlungssperre?  
• Man muss einen formlosen Antrag bei der zuständigen Meldebehörde stellen.   

Es ist ratsam, dies schriftlich oder zur Niederschrift zu tun.   

Es ist keine Gebühr für die Einrichtung einer Übermittlungssperre fällig.  

Wichtige Punkte:  

• Eine Übermittlungssperre gilt unbefristet, bis sie vom Betroffenen widerrufen 

wird.  

• Man kann die Übermittlungssperre jederzeit widerrufen.   

• Wenn man mehrere Wohnsitze hat, muss man die Übermittlungssperre bei 

jeder zuständigen Meldebehörde beantragen. Auch bei Umzug muss sie neu 

beantragt werden. 

 
Cornberg, den 12. August 2026 

DER GEMEINDEVORSTAND 

 
Bürgermeisterin 
 
Öffentlich bekannt gemacht  
in der Zeit vom 12.08. bis 04.09.2026 
 
Ausgehangen am..........................durch......................... 
Abgenommen am..........................durch........................ 


